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Namensrechtsverletzung durch Partei-
Domain
OLG Kçln, Beschluss vom 27. 9. 2018 – 7 U 85/18
(nicht rechtskr�ftig)
Volltext-ID: KuRL2018-733, www.kommunikationundrecht.de

ECLI:DE:OLGK:2018:0927.7U85.18.00

Verfahrensgang: LG Kçln, 6. 2. 2018 – 33 O 79/17

§ 12 BGB

Die Abk�rzung der Partei, die in der streitgegenst�nd-
lichen Domain verwendet wird, ist als Name gesch�tzt.
Dem steht nicht entgegen, dass es sich bei der Bezeich-
nung lediglich um die Kurzbezeichnung der Partei
handelt. Der Beklagte benutzt die Abk�rzung gerade,
um den hohen Bekanntheitsgrad der Partei unter die-
sem Signum f�r seine Zwecke, Kritik an der Partei zu
�ben, nutzbar zu machen. Der Zusatz „wir-sind“ stellt
nicht nur eine bloße Namensnennung dar, sondern
einen Namensgebrauch, der eine Zuordnungsverwir-
rung hervorruft. (Leitsatz der Redaktion)

Hinweis der Redaktion:

Das Verfahren wird beim BGH unter dem Az. I ZR 171/18 gef�hrt.

Rechtswidrige Bildnisverçffentlichung
ohne Einwilligung nach KUG und
DSGVO
LG Frankfurt a.M., Urteil vom 13. 9. 2018 –
2-03 O 283/18
ECLI:DE:LGFFM:2018:0913.2.03O283.18.00

Art. 6 Abs. 1 lit. a, Art. 7, Art. 85 Abs. 1 DSGVO; § 22 § 23
KUG

1. Vorliegend kann offen bleiben, ob die §§ 22, 23 KUG
f�r F�lle wie den vorliegenden, der nicht unter journa-
listische, wissenschaftliche, k�nstlerische oder literari-
sche Zwecke i. S. d. DSGVO f�llt, weiter gelten oder
nicht. Denn sowohl nach den §§ 22, 23 KUG als auch
unter Ber�cksichtigung von Art. 6 Abs. 1 lit. a, lit. f, 7
DSGVO war die Verçffentlichung rechtswidrig, da die
Kl�gerin in die Verçffentlichung ihres Bildnisses nicht
eingewilligt hat.

2. Die Grunds�tze der §§ 22, 23 KUG und die dazu
ergangene Rechtsprechung sind – unter Ber�cksichti-
gung einer entsprechenden europarechtsautonomen
Auslegung – Gesichtspunkte, die im Rahmen von Art. 6
Abs. 1 lit. f DSGVO und der Abw�gung der Interessen
und Grundrechte einzubeziehen sind. (Leits�tze der
Redaktion)

Sachverhalt
Die Parteien streiten �ber Anspr�che wegen Verletzung
des Persçnlichkeitsrechts durch eine Bildnisverçffentli-
chung. Der Verf�gungsbeklagte (nachfolgend: Beklagter)
betreibt einen Frisçrsalon in Frankfurt a.M. Am 29. 6.

2018 begab sich die Verf�gungskl�gerin (nachfolgend:
Kl�gerin) mit ihrem Lebenspartner in den Frisçrsalon des
Beklagten, um eine Haarverl�ngerung vornehmen zu las-
sen. W�hrend der Behandlung fotografierte ein der Kl�ge-
rin unbekannter Mann die Kl�gerin. Zudem wurde das
streitgegenst�ndliche Video, auf dem die Kl�gerin erkenn-
bar ist, erstellt, wobei streitig ist, ob dies am 29. 6. 2018
oder am Folgetag geschah. Kurze Zeit sp�ter stellte die
Kl�gerin fest, dass der Beklagte am 4. 7. 2018 (16:42 Uhr)
auf seiner Facebook Fanpage unter anderem das streitge-
genst�ndliche Video postete/verçffentlichte, auf dem die
Kl�gerin klar und eindeutig erkennbar ist. Auf der Face-
book Seite befanden sich zum damaligen Zeitpunkt auch
Lichtbilder der Kl�gerin.

Die Kl�gerin forderte den Beklagten persçnlich auf, die
Lichtbilder und das Video zu entfernen. Der Beklagte kam
der Aufforderung lediglich hinsichtlich der Lichtbilder
nach, hinsichtlich des Videos reagierte er – trotz des an-
waltlichen Schreibens – vorgerichtlich nicht.

Die Kammer hat dem Beklagten durch einstweilige Ver-
f�gung – Beschluss – vom 27. 7. 2018 untersagt, das Bild-
nis der Kl�gerin in Form eines Fotos oder als Filmaufnah-
me/Video çffentlich zur Schau zu stellen. Gegen den
Beschluss hat der Beklagte Widerspruch eingelegt.

Aus den Gr�nden

Die einstweilige Verf�gung der Kammer ist zu best�tigen,
denn es besteht sowohl ein Verf�gungsanspruch (hierzu
nachstehend unter I.) als auch ein Verf�gungsgrund (hierzu
nachstehend unter II.).

I. Die Kl�gerin kann von dem Beklagten die Unterlassung
der weiteren Verçffentlichung des streitgegenst�ndlichen
Videos aus den §§ 823, 1004 BGB, 22 f. KUG bzw. Art. 6
Abs. 1 DSGVO, jeweils i.V.m. Art. 79 Abs. 1, 85 DSGVO
verlangen.

Insoweit kann letztlich offen bleiben, ob die §§ 22, 23
KUG als Normen im Sinne von Art. 85 Abs. 1 DSGVO
(VO (EU) 2016/679), die am 25. 5. 2018 Geltung erlangt
hat und nationale Regelungen zumDatenschutz grunds�tz-
lich verdr�ngt, f�r F�lle wie den vorliegenden, der nicht
unter journalistische, wissenschaftliche, k�nstlerische oder
literarische Zwecke im Sinne von Art. 85 Abs. 2 DSGVO
f�llt, weiter gelten oder nicht (zumStreit dar�ber, obArt. 85
Abs. 1 DSGVO einen – zwingend durch die Mitgliedstaaten
auszu�benden –Regelungsauftrag enth�lt oder die §§ 22, 23
KUG insoweit fortgelten kçnnen, s. Specht/Bienemann in:
Sydow, DSGVO, 2.Aufl. 2018, Art. 85 Rn. 9; Albrecht/
Janson, CR 2016, 500; Hansen/Brechtel, GRUR-Prax 2018,
369; Kahl/Piltz, K&R 2018, 289, 292; Lauber-Rçnsberg/
Hartlaub, NJW 2017, 1057, 1061; Ziebarth/Elsaß, ZUM
2018, 578; Paschke, jurisPR-ITR 15/2018, Anm. 3; jew.
m.w.N.; zur weiteren Anwendung von §§ 22, 23 KUG im
Falle von Pressemedien vgl. OLG Kçln, ZD 2018, 434
m.Anm. Hoeren). Denn sowohl nach den §§ 22, 23 KUG
als auch unter Ber�cksichtigung von Art. 6 Abs. 1 lit. a,
lit. f, 7 DSGVO war die Verçffentlichung rechtswidrig.

1. a) Das streitgegenst�ndliche Video ist ein Bildnis der
Kl�gerin im Sinne von § 22 KUG. Ein solches ist jede
Abbildung einer nat�rlichen Person, welche bestimmt und
geeignet ist, sie dem Betrachter in ihrer dem Leben nach-
gebildeten �ußeren Erscheinung vor Augen zu f�hren und
das Aussehen, wie es gerade dieser Person zu eigen ist, im
Bilde wiederzugeben (BGH, 9. 6. 1965 – Ib ZR 126/63,
NJW 1965, 2148 – Spielgef�hrtin I; Dreyer in: Dreyer/
Kotthoff/Meckel/Hentsch, Urheberrecht, 4. Aufl. 2018,
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§ 22 Rn. 5). Dies ist bei dem streitgegenst�ndlichen Video
der Fall, denn in diesem wird die Kl�gerin in vielen auf-
einanderfolgenden Bildern im Zusammenhang mit der
Haarverl�ngerung abgebildet.

b) Zudem handelt es sich bei dem Video, bzw. dessen
Inhalt, um personenbezogene Daten im Sinne von Art. 4
Nr. 1 DSGVO, da die Kl�gerin durch das von dem Beklag-
ten verçffentlichte Video identifizierbar ist (vgl. insoweit
zur Datenschutz-RL 95/46/EG EuGH, NJW 2015, 463
Rn. 22 ff. – Rynes).

Zu Gunsten des Beklagten greift insbesondere nicht die
Haushaltsausnahme gem�ß Art. 2 Abs. 2 lit. c DSGVO, da
die streitgegenst�ndliche Verçffentlichung nicht im Rah-
men ausschließlich persçnlicher Verarbeitung erfolgte,
sondern im gewerblichen Kontext und zudem çffentlich
im Internet (dazu EuGH, EuZW 2004, 245 Rn. 47 –
Lindqvist).

2. a) Das Bildnis der Kl�gerin wurde auch verbreitet im
Sinne des KUG, denn der Beklagte hat es auf seiner
çffentlich zug�nglichen Fanpage bei Facebook im Internet
abrufbar gemacht (vgl. hierzu auch OLG Frankfurt a.M.
Urt. v. 19. 4. 2012 – 16 U 189/11, BeckRS 2013, 11801;
Dreyer in: Dreyer/Kotthoff/Meckel/Hentsch, a. a.O., § 22,
Rn. 12 m.w.N.).

b) Damit wurden zugleich personenbezogene Daten ver-
arbeitet im Sinne von Art. 4 Nr. 2 DSGVO.

3. Die Verçffentlichung bzw. Verarbeitung stellt sich so-
wohl unter Zugrundelegung des Maßstabs des § 22 KUG
i.V.m. Art. 85 Abs. 1 DSGVO als auch unter Zugrundele-
gung des Maßstabs von Art. 6 Abs. 1 lit. a i.V.m. Art. 7
DSGVO als unzul�ssig dar, da die Kl�gerin in die Verçf-
fentlichung ihres Bildnisses nicht eingewilligt hat.

a) Nach dem abgestuften Schutzkonzept der §§ 22, 23
KUG (BGH, 6. 3. 2007 – VI ZR 51/06, GRUR 2007, 527 –
Winterurlaub m.w.N.; OLG Frankfurt a.M., Urt. v. 7. 8.
2018 – 11 U 156/16 –, Rn. 32, juris) d�rfen Bildnisse einer
Person grunds�tzlich nur mit ihrer Einwilligung verbreitet
werden (§ 22 S. 1 KUG). Hiervon besteht allerdings gem�ß
§ 23 Abs. 1 KUG eine Ausnahme, z. B. wenn es sich um
Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte handelt
(§ 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG). Diese Ausnahme gilt aber nicht
f�r eine Verbreitung, durch die berechtigte Interessen des
Abgebildeten gem�ß § 23 Abs. 2 KUG verletzt werden
(BGH, 28. 5. 2013 – VI ZR 125/12, GRUR 2013, 1065
Rn. 10 – Eisprinzessin Alexandra).

Der insoweit darlegungs- und glaubhaftmachungsbelastete
Beklagte (vgl. OLG Hamm, 3. 3. 1997 – 3 U 132/96, AfP
1998, 304; Dreyer in: Dreyer/Kotthoff/Meckel/Hentsch,
a. a.O., § 22, Rn. 32) hat nicht zur �berzeugung der Kam-
mer glaubhaft gemacht, dass die Kl�gerin in die Aufnahme
und Verçffentlichung des streitgegenst�ndlichen Videos
eingewilligt hat. Obwohl die Kl�gerin die eidesstattliche
Versicherung vom 26. 7. 2018 [.. .] vorgelegt hat, welche
besagt, dass das Video heimlich und ohne ihre Einwilli-
gung gedreht worden sei, hat der Beklagte keine Glaub-
haftmachungsmittel vorgelegt. Auch waren weder die von
ihm in diesem Zusammenhang benannten Zeuginnen noch
er selbst im Termin zur m�ndlichen Verhandlung zugegen.

Sofern der Beklagte sich darauf beruft, dass die Kl�gerin
zumindest konkludent eingewilligt habe, da sie trotz aus-
dr�cklicher Unterrichtung �ber die Aufnahmen zum Zwe-
cke der Verçffentlichung darauf bestanden habe, zu die-
sem Zeitpunkt behandelt zu werden, so ist dieser Vortrag
des Beklagten widerspr�chlich, da er zuvor die ausdr�ck-

liche Zustimmung der Kl�gerin behauptet hat. Dar�ber
hinaus hat der Beklagte auch die vorstehenden Behaup-
tungen nicht glaubhaft gemacht.

b) Auch gem�ß Art. 7 Abs. 1 DSGVO muss der Verant-
wortliche – hier der Beklagte – nachweisen kçnnen, dass
die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personen-
bezogenen Daten eingewilligt hat (zur Definition der Ein-
willigung s. Art. 4 Nr. 11 DSGVO). Dies ist – wie zuvor
dargestellt – nicht der Fall.

4. Die Verçffentlichung bzw. Datenverarbeitung erfolgte
in rechtswidriger Weise.

a) Die Verçffentlichung des streitgegenst�ndlichen Videos
war gem�ß § 23 KUG i.V.m. Art. 85 Abs. 1 DSGVO un-
zul�ssig, da es sich bei dem Video offensichtlich nicht um
ein Bildnis aus dem Bereich der Zeitgeschichte (§ 23
Abs. 1 Nr. 1 KUG) handelt und auch die sonstigen dort
genannten Ausnahmen nicht greifen. Die Einwilligung
gem�ß § 23 Abs. 2 KUG war daher nicht entbehrlich.

b) Die Verarbeitung des Videos in Form der Verçffentli-
chung war auch nicht gem�ß Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO
gerechtfertigt.

Gem�ß Art. 6 Abs. 1 S. 1 DSGVO bzw. Art. 8 Abs. 2 S. 1
GRCh unterliegt die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten einem sogenannten „Verbot mit Erlaubnisvorbehalt“
(vgl. Reimer in: Sydow, a. a.O., Art. 6 Rn. 1 m.w.N.). In
Betracht k�me hier – neben einer nicht vorliegenden Ein-
willigung, wie vorstehend erl�utert – lediglich die Aus-
nahme gem�ß Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO. Danach ist eine
Verarbeitung zul�ssig, wenn sie zur Wahrung der berech-
tigten Interessen des Verantwortlichen erforderlich ist,
sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grund-
freiheiten der betroffenen Person, die den Schutz perso-
nenbezogener Daten erfordern, �berwiegen (vgl. hierzumit
Beispielen ErwGr 47 - 49 DSGVO).
Die Kammer erachtet insoweit die Grunds�tze der §§ 22,
23 KUG und die dazu ergangene Rechtsprechung – unter
Ber�cksichtigung einer entsprechenden europarechtsauto-
nomen Auslegung (vgl. Lauber-Rçnsberg/Hartlaub, NJW
2017, 1057, 1060) – als Gesichtspunkte, die im Rahmen
von Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO und der Abw�gung der
Interessen und Grundrechte einzubeziehen sind (vgl. inso-
weit Specht in: Dreier/Schulze, UrhG, 6.Aufl. 2018, § 23
Rn. 1 KUGRn. 1; Hansen/Brechtel, GRUR-Prax 2018, 369,
370; Paschke, jurisPR-ITR 15/2018, Anm. 3; Ziebarth/El-
saß, ZUM 2018, 578, 581; Plath/Grages, DSGVO/BDSG,
3.Aufl. 2018, Art. 85DSGVORn. 3). In Anwendung dieser
Grunds�tze �berwiegt vorliegend – wie vorstehend erl�u-
tert – das Interesse der Kl�gerin an der Unterlassung der
streitgegenst�ndlichen Verarbeitung in Form der Verçf-
fentlichung.

Selbst ohneAnwendung derGrunds�tze der §§ 22, 23KUG
im Rahmen von Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO erachtet die
Kammer die Interessen der Kl�gerin gegen�ber dem Wer-
beinteresse desBeklagten hier als �berwiegend. Zwar ist die
Verarbeitung von personenbezogenen Daten zum Zwecke
der Direktwerbung grunds�tzlich als berechtigtes Interesse
anzuerkennen (vgl. ErwGr 47 DSGVO). Es ist jedoch be-
reits fraglich, ob diese Werbung unter Verwendung von
bildlichen Aufnahmen von Kunden ohne weiteres als er-
forderlich im Sinne von Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO anzu-
sehen sind. Dar�ber hinaus widerspricht es den vern�nfti-
gen Erwartungen (vgl. ErwGr 47DSGVO) eines Kunden in
einem Frisçrsalon, dass sein Besuch im Salon filmisch
festgehalten und zur Bewerbung im Internet verwendet
wird.
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5. Auch die f�r den Unterlassungsanspruch erforderliche
Wiederholungsgefahr ist gegeben. Im Regelfall indiziert
die Erstbegehung die Wiederholungsgefahr (st�ndige
Rechtsprechung BGH, 16. 11. 1995 – I ZR 229/93, GRUR
1997, 379, 380 – Wegfall der Wiederholungsgefahr II). Im
Allgemeinen gelingt eine Widerlegung der Wiederho-
lungsgefahr durch Abgabe einer strafbewehrten Unterlas-
sungserkl�rung, die jedoch beklagtenseits verweigert wur-
de. Damit zeigt der Beklagte, dass nach wie vor Wieder-
holungsgefahr besteht (vgl. BGH, 19. 3. 1998 – I ZR 264/
95, GRUR1998, 1045, 1046 – Brennwertkessel). [. . .]

Kommentar
RA Dr. Jonas Kahl, LL.M., Leipzig*

I. Einleitung

Die im Bildrecht seit der Kaiserzeit auf Basis des KUG
entwickelten Grunds�tze der Rechtsprechung sind seit
Geltung der DSGVO nicht mehr das Maß aller Dinge,
wenn es um die Zul�ssigkeit der Verbreitung von Bild-
aufnahmen geht.

Das nunmehr in einem einstweiligen Verf�gungsverfahren
ergangene Urteil des LG Frankfurt greift die bislang in
erster Linie in der Wissenschaft – und leider zu wenig vom
Gesetzgeber – diskutierten Argumente zum Verh�ltnis von
DSGVO und KUG auf und kommt in Anbetracht der
eigentlich unbefriedigenden Rechtslage dennoch zu einem
pragmatischen und richtigen Ergebnis.

II. Das Problem

Obwohl die DSGVO beabsichtigte, das Datenschutzrecht
europaweit zu vereinheitlichen, bleibt es aufgrund von
�ffnungsklauseln in einer Reihe von Bereichen den ein-
zelnen Mitgliedstaaten �berlassen, eigene Regelungen zu
finden. Dazu gehçrt auch Art. 85 Abs. 1 DSGVO, nach
welchem es den Mitgliedstaaten obliegt, jeweils nationale
Regelungen f�r Datenverarbeitungsvorg�nge im Bereich
der Meinungs- und Informationsfreiheit zu finden, worun-
ter auch die mit der Anfertigung und Verbreitung von
Bildaufnahmen einhergehenden Rechtsfragen fallen.

F�r das Bildnisrecht war die Rechtslage in Deutschland
bislang derart ausgestaltet, dass das „Recht am eigenen
Bild“ insbesondere in den §§ 22, 23 KUG detailliert ge-
regelt war, durch jahrzehntelange Rechtsprechung erg�n-
zend ausgeformt war und jeder Fotograf und Medienschaf-
fende wusste, unter welchen Umst�nden er andere Perso-
nen fotografieren und diese Fotos verbreiten darf.

Mit der DSGVO kam in dieses klare Regelungsgef�ge eine
gewisse Unsicherheit, denn beim Aufnehmen und Verçf-
fentlichen von Fotos und Videos handelt es sich eben nicht
nur um eine Verbreitung im Sinne des KUG, sondern auch
um Datenverarbeitungsvorg�nge.1

Zwar spricht viel daf�r, dass bei der Datenverarbeitung
von Fotos die gleichen Abw�gungskriterien zugrunde ge-
legt werden kçnnen, wie bislang im KUG f�r die Verbrei-
tung von Fotos, allerdings hatte sich zur Entscheidung des

LG Frankfurt noch kein Gericht mit dieser Frage befasst
und leider ist auch der Gesetzgeber hier bislang weitest-
gehend unt�tig geblieben.

III. Wesentliche Erw�gungen des Gerichts

Im vorliegenden Fall hatte das Gericht dar�ber zu ent-
scheiden, ob es zul�ssig ist, wenn ein Friseur Videoauf-
nahmen einer Kundin auf seine Facebook-Seite l�dt, ohne
deren Einwilligung daf�r nachweisen zu kçnnen.

Das Gericht pr�fte diese Frage einerseits am Maßstab der
§§ 22, 23 KUG – wie dies auch vor dem 25. 5. 2018
schon �blich gewesen w�re – und kam zu dem Ergebnis,
dass keiner der in § 23 Abs. 1 KUG genannten Recht-
fertigungsgr�nde f�r eine Verbreitung ohne Einwilligung
vorliegt und stellte zudem fest, dass die Beklagte auch
eine ausdr�ckliche oder konkludente Einwilligung der
Kl�gerin gem�ß § 22 KUG nicht glaubhaft habe machen
kçnnen.

Daneben pr�fte das Gericht die Zul�ssigkeit der Aufnah-
men zugleich aber auch am Maßstab der Vorschriften der
DSGVO und stellte klar, dass auch nach diesen von einer
unzul�ssigen Verçffentlichung des Videos auszugehen
sei.

Ohne dies weiter zu problematisieren, ordnete das Ge-
richt den Inhalt des Videos dabei als personenbezogene
Daten im Sinne von Art. 4 Nr. 1 DSGVO ein, da die
Kl�gerin durch das von dem Beklagten verçffentlichte
Video identifizierbar war. Mit der „Verbreitung“ des
Fotos im Sinne des KUG gehe zugleich auch eine Ver-
arbeitung personenbezogener Daten im Sinne von Art. 4
Nr. 2 DSGVO einher.

Unzul�ssig war die Verçffentlichung bzw. Verarbeitung
der Aufnahmen insbesondere deshalb, weil auch unter
Zugrundelegung des Maßstabs von Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f
i.V.m. Art. 7 DSGVO keine Rechtfertigung der Datenver-
arbeitung angenommen werden kçnne. Die Verarbeitung
personenbezogener Daten unterliege einem „Verbot mit
Erlaubnisvorbehalt“. Da es an einer Einwilligung der Be-
troffenen fehle, kçnne daneben als Rechtfertigungsgrund
lediglich Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO in Betracht kom-
men, wonach eine Verarbeitung auch ohne Einwilligung
dann zul�ssig sein kann, wenn sie zur Wahrung der be-
rechtigten Interessen des Verantwortlichen erforderlich ist,
sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grund-
freiheiten der betroffenen Person, die den Schutz perso-
nenbezogener Daten erfordern, �berwiegen.

Diese Interessenabw�gung nimmt das Gericht schließlich
vor und erachtet dabei die Grunds�tze der §§ 22, 23
KUG und die dazu ergangene Rechtsprechung als Ge-
sichtspunkte, welche im Rahmen der Abw�gung der In-
teressen und Grundrechte der Parteien mit zu ber�cksich-
tigen sind.

Schließlich h�lt das Gericht fest, dass es zu diesem Ergeb-
nis aber auch ohne Einbeziehung der Wertungen des KUG
kommen w�rde: Zwar gebe es durchaus ein berechtigtes
Interesse der Beklagten an einer Direktwerbung, allerdings
sei bereits fraglich, ob dazu Bildnisse von Kunden ver-
wendet werden m�ssten. Zudem widerspreche es den Er-
wartungen eines Kunden, dass sein Friseurbesuch filmisch
dokumentiert und diese Aufnahmen schließlich zu Werbe-
zwecken im Internet verwendet werden.
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* Mehr �ber den Autor erfahren Sie auf S. VIII.
1 Siehe dazu auch: Kahl/Piltz, K&R 2018, 289.



IV. Verh�ltnis von DSGVO und KUG

Das Gericht ist in seiner Entscheidung den Weg einer
dreifachen Begr�ndung gegangen und hat die Frage einer
Rechtsverletzung sowohl allein am alten Maßstab (§§ 22,
23 KUG) sowie allein am neuen Datenschutzrecht (Art. 6
Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO) als auch durch Auslegung der
DSGVO im Lichte des KUG (§ 23 KUG i.V.m. Art. 85
Abs. 1 DSGVO, Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO) gepr�ft.

Dabei meint die Kammer zwar zun�chst einleitend, dass
letztlich offenbleiben kçnne, ob die §§ 22, 23 KUG als
Normen im Sinne von Art. 85 Abs. 1 DSGVO f�r F�lle wie
den vorliegenden weiter gelten oder nicht, um dann aber
sp�ter jedenfalls festzustellen, dass es die Grunds�tze des
KUG als Gesichtspunkte erachtet, welche in eine Abw�-
gung nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO einzubeziehen
sind. Tats�chlich erscheint dieser Ansatz in Anbetracht der
gesetzgeberischen Unt�tigkeit der pragmatischste Umgang
mit dieser Fragestellung.2

V. Offene Fragen

Nachdem sich das OLG Kçln in seinem Beschluss vom
18. 6. 20183 als erstes deutsches Gericht mit der Frage des
Zusammenspiels von DSGVO und Bildrecht zu befassen
hatte – sich der dort zu entscheidende Fall aber �ber das
in den meisten derartiger Konstellationen nicht anwend-
bare Medienprivileg (Art. 85 Abs. 2 DSGVO) lçsen
ließ –, ist es erfreulich, dass es nunmehr auch eine erste
Entscheidung gibt, welche sich einer Reihe weiterer Fol-
gefragen des datenschutzrechtlichen Bildrechts annehmen
musste, die sich stellen, wenn das Medienprivileg nicht
greift.

Gleichwohl bleiben im Hinblick auf das Zusammenspiel
von DSGVO und Bildrechten aber eine ganze Reihe
weiterer Fragen noch immer offen. N�mlich jene, welche
sich erst dann ergeben, wenn man die Verbreitung einer
Aufnahme nicht �ber Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO zu
rechtfertigen versucht, sondern stattdessen eine ausdr�ck-
liche Einwilligung des Betroffenen eingeholt hat. Wie
geht man in solchen Konstellationen mit dem Widerrufs-
recht des Betroffenen aus Art. 7 Abs. 3 DSGVO um?
Demgem�ß kann der Betroffene seine Einwilligung je-
derzeit widerrufen. Bislang war ein solcher Widerruf
nach der Rechtsprechung zum KUG lediglich bei Vorlie-
gen eines „wichtigen Grundes“ mçglich.4 Wenn eine
Widerruflichkeit nunmehr aber jederzeit besteht, kann
dies unkalkulierbare Risiken f�r Verbreiter selbst dann
mit sich bringen, wenn sie auf Basis von Model-Release-
Vertr�gen mit verg�teten und professionellen Models
zusammengearbeitet haben.

Ungekl�rt bleibt bislang auch die Frage, wie mit Aufnah-
men umzugehen ist, welche besondere Arten personenbe-
zogener Daten im Sinne von Art. 9 DSGVO (politisch,
religiçs, weltanschaulich etc.) enthalten. Die Verarbeitung
derartiger Daten ist gem�ß Art. 9 Abs. 2 lit. a DSGVO nur
mit einer ausdr�cklichen Einwilligung zul�ssig. Wendet
man diesen Grundsatz konsequent an, h�tte dies zur Folge,
dass f�r Abbildungen, die derart sensible Daten zum Aus-
druck bringen, eine Rechtfertigung der Verarbeitung selbst
�ber Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO und die Einbeziehung
der Vorschriften des KUG in ein „berechtigtes Interesse“
nicht in Frage k�me.5

Nicht beantwortet werden mussten von der Rechtspre-
chung bislang auch die Fragen, die sich aus den Informa-
tionspflichten des Art. 13 DSGVO ergeben. In der Praxis
sorgt es immer wieder f�r Diskussionen, wie mit Aufnah-
men umzugehen ist, deren Verarbeitung zwar nach Art. 6
Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO grunds�tzlich gerechtfertigt w�re
oder bei denen gar eine ausdr�ckliche Einwilligung vor-
liegt, bei denen der Betroffene aber nicht, nur unzurei-
chend oder erst im Nachhinein �ber die Pflichtinformatio-
nen nach Art. 13 DSGVO und seine Betroffenenrechte
informiert wurde.

VI. Blick in die Praxis

Auch nach den Entscheidungen des OLG Kçln und des LG
Frankfurt zeigt ein Blick in die Praxis, dass es nach weni-
gen Monaten Anwendung der Vorschriften der DSGVO
neben dem KUG eine deutliche und weitere Risikomini-
mierung darstellen w�rde, wenn Gesetzgebung und Recht-
sprechung die offenen Fragen unter anderem dahingehend
kl�ren, dass beispielsweise ein Widerrufsrecht bei erteilter
Einwilligung auch weiterhin einen „wichtigen Grund“
voraussetzt und dass vers�umte Hinweise auf Pflichtinfor-
mationen und Betroffenenrechte nachgeholt bzw. geheilt
werden kçnnen.

Ebenso hilfreich w�re es, wenn das bestehende Medien-
privileg der Landespressegesetze und des Rundfunkstaats-
vertrages von der Rechtsprechung weit ausgelegt w�rde,
um einem mçglichst großen Kreis an „mediennahen“ Ak-
teuren (bspw. PR-Agenturen, Verb�nden und Politikern)
die Mçglichkeit zu geben, sich in ihrer Kommunikation
mit der �ffentlichkeit auf das Medienprivileg berufen und
damit dem engen Korsett an datenschutzrechtlichen
Pflichten entgehen zu kçnnen.

2 Auch die Bundesregierung vertrat zuletzt die Auffassung, dass es sich
beim KUG um eine, sich auf die �ffnungsklausel des Art. 85 DSGVO
st�tzende Regelung handele; BT-Drs. 19/4421, S. 47.

3 OLG Kçln, 18. 6. 2018 – 15W 27/18, K&R 2018, 501. Der dort ver-
tretenen Auffassung ist zwischenzeitlich auch das LG Frankfurt a.M.,
Urteil vom 27. 9. 2018 – 2-03 O 320/17 in einer weiteren Entscheidung
gefolgt.

4 BGH, 14. 10. 1986 – VI ZR 10/86, GRUR 1987, 128; OLG Frankfurt
a.M., 24. 2. 2011 – 16 U 172/10, K&R 2011, 410 ff. = ZUM-RD 2011,
408.

5 Siehe hierzu: Deutscher Anwaltverein, StellungnahmeNr. 34/18, https://
anwaltverein.de/de/newsroom/sn-34-18-2-datenschutz-anpassungs-und
-umsetzungsgesetz.

DSGVO-Verstoß durch unverschl�sselte
Homepage und unzureichende Daten-
schutzerkl�rung
LGW�rzburg, Beschluss vom 13. 9. 2018 – 11 O 1741/18

§ 3 a UWG

Die im Impressum der Antragsgegnerin enthaltene
7-zeilige Datenschutzerkl�rung gen�gt der neuen
DSGVO nicht. Es fehlen Angaben zum/zur Verant-
wortlichen, zur Erhebung und Speicherung personen-
bezogener Daten sowie Art und Zweck deren Verwen-
dung, eine Erkl�rung zur Weitergabe von Daten, �ber
Cookies, Analysetools, aber vor allem die Belehrung
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